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B E G R U N D U N G

zum Bebauungsplan Nr. 10 "Orkestrafle" der Stadt Winterberg in Winterbrg

Die Stadt Winterberg hat beschlossen, für den Bereich des heilklimatrschen

Kurortes Winterberg -Stadtteile Winterberg, Altastenberg, Elkerrnghausen-

Bebauungspläne aufzustellen. Aufgrund des Anerkennungserlasses des

Minrsters für Arbeit, Gesundheit und Soziales des Landes Nordrhein-Westfalen

dijrfen diese Stadtteile die Bezeichnung "Staatlich anerkanreter heilklimatischer

Kurort" führen. Nach dem Anerkennungserlaß ist die Stadt verpflichtet, die

bebauten Ortslagen innerhalb des Kurgebietes durch Bebauungspläne planungs-

rechtli-ch abzudecken. Aber auch nach der Kurorteverordnr.rng vom 2l.Jr:ni 1983

müssen die Gemeinden, j-n deren Stadtgebleten anerkannte Kurorte liegen, diese

gegen Belästigungen und Störungen und unerwünschte Entwicklungen schützen.

Dieser Schutz sol-I in aller Regel durch rechtsverbindliche Bebauungspläne er-

folgen. Auch der Flächennutzungsplan als vorbereitender Bauleitplan soll inner-

halb der Kurgebiete die Bodennutzung so darstellen, daß die städtebauliche

Weiterentwicklung in Einklang mit den Erfordernissen des Kurortes erfolEt. Der

Fiächennutzungsplan der Stadt Winterberg hat innerhalb der Kurgebiete die

Bodennutzung auf den Kurort abgestellt. Eine Teilfläche im Bebauungsplangebi-et

geoenüber dem Bahnhofsgelände und nördlich der Orkestralle Liegt innerhalb des

Kurgebietes, weil westlich des Bahnhofsgeländes Gewerbebetriebe vorhanden sind.

Der Fl-ächennutzungsplan sieht daher für diese Fläche eine gemischte Baufläche

vor. Im Entwurf des Bebauungsplanes ist diese Fläche als Mischgebiet vorge-

sehen. Dies ist aber auch deswegen erforderlich, weil hier innerhalb der vor-

handenen Bebauung Vorhaben vorhanden sind, wie Einzelhandefsbetriebe, die nur

in einem Mischgebiet oder einem Kerngebiet zulässig wären. Die i.ibrigen Flächen

innerhalb des Plangebietes sind im Fl-ächennutzungsplan a1s Wohnbauflächen vor-

gesehen. Daher sieht der Entwurf hierfür allgemeine Wohngebiete vor. Der Bebau-

ungsplanentwurf ist somit ordnungsgemäß aus dem Flächennutzungsplan entwickelt.

Entsprechend dem Zweck und Ziel des Bebauungsplanes fijr den heilklimatischen

Kurort Winterberg, innerhalb des Kurgebietes die zukünftige städtebauliche

Entwicklung ortsrechtlich zu regeln, damrt nur Vorhaben zugelassen werden

dürf en, die von der Art der baulichen t'tutzung im Einklang mrt dem Kurort

stehen, sr-eht der Bebauungsplanentwurf fijr die allgemeinen Wohngebrete vor,

daß die nach S 4 Abs.3 der Baunutzungsverordnung ausnahmsweise vorgesehenen

Zulässigkej-ten, wj-e sonstige nichtstörende Gewer@ebiete, Gartenbaubetrrebe

Tankstellen und Ställe für die Klerntierhaltung als Zubehör zu Klernsredlungen

und landwirtschaftlrchen Nebenerwerbsstel-len nicht zuqelassen werden solIen.
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Das gle:-che tri-fft auch für die vorgesehenen Mischgebi-ete zu. Nicht zuge-

lassen werden sollen sonstige Gewerbebetriebe, Anlagen für Verwaltung sowie

für kirchliche, kulturelle, sozrale, gesundheitliche und sportliche Zwecke,

Gartenbaubetriebe, Tankstellen und StäIle für die Kleintierhaltung. Dre a1f-

gemeinen Wohngebiete sind gegeni.iber dem reinen gewählt worden, weil Betriebe

des Beherbergrungsgerderbes ohne Einschränkung ausnahmsweise zugelassen werden

sollen. Denn in reinen Wohngebieten sind nach der Baunutzungsverordnung nur

ausnahmsweise kleine Betriebe des Beherbergnrngsgewerbes zulässig. Die aus-

nahmsweise Zulässigkeit von nicht eingeschränkten Betrieben des Beherbergrungs-

gewerbes soll sich wirtschaftsfördernd auf den Kurort im Frendenverkehrsbe-

reich auswirken. Durch die ausnahmsweise Zuli:issigkeit von Betrieben des Beher-

bergn:ngsgewerbes soll im Einzelfall die Möglichkeit gegeben werden, sowohl

hauptberuflich wie nebenberuflich Pensionen oder Hotelbetri-ebe zu betreiben.

Ausnahmsweise bedeutet, daß bei der C'enehmigunq für Einzel-vorhaben das Einver-

nehmen der Gemeinde hergestellt werden muß. Das Einvernehrnen soll" nur hergestellt

werden, wenn von der vorhandenen Nachbarbebauung das beantragte Vorhaben unbe-

denklich erscheint. Der Entwurf des Bebauungsplanes sieht südöstlich des

Forsthausweges allgemeines Wohngebiet vor, in dem nur Wohngebäude mit zwei

Wohnungen zugelassen werden sollen. Diese vorgesehene Festsetzung entspricht

der dort vorhandenen Bebauung. Durch sie soll erreicht werden, daß der Charak-

ter des Gebietes gewahrt bleibt. In den üJcrigen vorgesehenen allgemeinen Wohn-

gebieten wird die vorhandene Bebauung bereits durch Wohngebäude bestimmt, die

mehrere Wohnungen aufweisen"

Da dle vcrhadse Bebauung im gesamten Plangebret in der Geschossi.gkeit durch

zwer Vollgeschosse bestimmt wird, sieht der Entwurf für alle Gebiete zwei

Vollgeschosse vor. Für die Grund- und Geschoßf1ächenzahlen sind ijberwiegend

die Hcichstwerte der Baunutzungsverordnung gew;ihlt worden. Durch die vorhandene

Bebauung werden die Hcichstwerte der Baunutzungsverordm:.ng nicht erreicht. Sie

sind aber trotzdem gewählt worden, weil durch die vorgesehenen ijberbaubaren

CrrdstüC<sf,Iäctsr allen Grundstücken Erweiterunssvorhaben ermöqlicht werden

sol len.

Eine Ausnahme bildet die Bebauung am Forsthausweg. Hrer ist dre Geschoßfl-ächen-

zahl auf O,5 reduziert worden, urTl zu verhindern, daß in unmittelbarer Nähe der

ausgebauten öffentlichen Grünfläche "Waldpark Helletal" zu große Baumassen

entstehen. Daher sind auch die iiberbaubaren Grundstücksflächen rn der ReIa-

tton zu der Grundstücksfläche qerinq qewählt worden.

Bis auf die Baugrundstücke im vorgesehenen Mischgebiet nördlrch der Orkestraße

sind aIIe Grundstücke mit Bauvorhaben in der offenen Bauweise errtchtet worden.

In der offenen Bauweise ist eine Hausreihe im nordöstlichen Plangebret vorhan-
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den. Dre übrige Bebauung ist durch Einzelhär.rser bestimmt. In der vorgesehe-

nen Bauweise berücksichtigt der Entwurf die vorhandene Bebaur:ng. Daher ist

nördlich der Onkestraße fijr das vorgesehene Mischgebiet die geschlossene Bebau-

ung vorgesehen und fi.ir die Baugrundstücke der Hausgruppe die offene Bauweise

mit der Einschränkung "nur Hausgruppen zulässig", t/iogegen fijr alle übrigen

Grundstücke im Plangebiet die offene Bauweise für Einzel- und Doppelhäuser

festgesetzt werden soI1. Die Einschränkung "nur Ei-nzel- und Doppelhäuser zufäs-

sig" soll verhindern, daß Hausgruppen bis zu einer Länge von 50 m entstehen.

WeiI in der baulichen Struktur des Kurortes Winterberg Hausgruppen nur in Aus-

nahmefällen vorhanden sind, und das Ortsbild fast ausschließIich durch Einzel-

häuser bestimmt wird, sollen Hausgruppen in unmittelbarer Nähe des ausgebauten

Waldparks ausgeschlossen bleiben.

Auch die überbar-rbaren Gnrndstücksflächen richten sich ebenfalls nach der vor-

handenen Bebauung. So sind z.B. Baugrenzen -in der Regel, die zu den Straßen-

mit den vorhandenen aufstehenden Gebäuden identisch. Die rückwärtigen Baugrenzen

sind so vorgesehen, daß auf allen Baugrundstücken, wie bereits erwähnt, Erwei-

terungsvorhaben ermöglicht werden.

Die im Entwurf vorgesehenen Verkehrsflächen sind bis auf die Orkestrafle auf

den vorhandenen Bestand ausgerichtet" Im Abschnitt des Möbelgeschäftes ist die

Orkestralle auf 6 m reduziert worden. Die über das Maß von 6 m aufgegebene Ver-

kehrsfläche ist gemeinsam mit Teilen der angrenzenden Grundstücksfläche als

Stellfläche für Einzelhandelsgeschäfte vorgesehen. Durch diese vorgesehene

Nutzungsart wird der tatsächliche Strallenquerschnitt von parkenden Fahrzeugen

freigehalten. Die Orkestraße und der Forsthausweg sind ohne Btirgersterge ausge-

baut worden. Der htvrurf sieht daher für die grerschnittsgestaltung dieser

Stral€ die Mischfl-äche vor. Dies bedeutet, daß auch in Zukunft für diese

ErschließungsstrafJen keine Ttennung zwischen Fahrbahn und Bürgersteig erfolgen

soll. Da vor kurzem die BahnhofstrafJe entsprechend dem Entwurf ausgebaut worden

ist, fallen keine zusätzlichen Ausbaumaßnahmen an. Um auf der Bahnhofstrafle

die Sicherheit im Straßenverkehr zu erhöhen, sind zum Bahnhofsgelände Ein- und

Ausfahrten vorgesehen festzusetzen" Die Verkehrsregelung erfoJ-gt bereits nach der

im PIan dargestellten Ein- und Ausfahrten. D:-e Einmündung der Orkestrafle in

die Kreisstrafle ist wie im Entwurf dargestellt ausgebaut. Hier ist zwrschenzeit-

lich die Regelung einer Einbahnstrafle vorgenornmen worden, und zwar von der

Krersstraf€ in Richtung Bahnhof. Der im Einmündungsbereich vorgesehene F\rßweg

führt uber dre Kreisstralle hinaus weiter in das Plangebiet des Bebauungsplanes

Nr.9a "Am Dumel". Die neu ausgebaute Iteisstraße K 50 hat nicht die zusätz-

liche Aufgabe, Baugrundstücke zu erschließen. Daher sieht der Planentwurf vor,

daß entlang der iteisstraße und im Ej-nmtindungsbereich der Bahnhofstraf€ ern

Ein- urnd Ausfahrverbot festgesetzt wird. Das Ein- r.:nd Ausfahrverbot trägt

erheblich zur Verkehrssicherhert auf der Kreisstraße bei.

I
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Im Plangebiet ist am Forsthausweg ein Versorgungsgrundstück der VE!'J mrt einer

Ortsnetzstation vorhanden. Die Ortsnetzstation stellt fiJr die nähere Ungebung

in diesem Bereich die Drergieversorgnrng sicher. Da auch in Zukunft von hier

aus die Stromversorgung sichergestell-t werden wird, ist die F1äche al-s Versor-

gn:ngsfläche im Entwurf aufgenommen.

Das Plangebiet des Bebauungsplanentwurfes grenzt zum großen Teil unmittelbar an

die ausgewiesene und ausgebaute öffentlrche Grünfläche "Waldpark - Helletal" an.

Zwei Teilflächen der ausgewiesenen öffentlichen Grünfläche liegen noch im Plan-

gebiet des Bebauungsplanentwurfes und sind daher als öffentliche Gri.inflächen

dargestellt.

Zwischen Orke- und Bahnhofstraße entlang der lteisstralle fließt ein kleineres

Gewässer. Dieses Gewässer mit dem Geländeeinschnitt wirkt positiv auf d:-e

Ortsbildgestaltung und sol-l daher auch in Zukunft al-s offenes Gewässer erhalten

bleiben. Die Erhaltung des Gewässers soll durch den Bebaur:ngsplan festgesetzt

werden.

Bodenordnungsmaßnahmen sind wegen der vorhandenen städtebaulichen Situation

innerhalb des Plangebietes nicht erforderlich.

Die Stadt beabsichtigt, für das Plangebiet des Bebauungsplanes eine Gestaltungs-

satzung zu erl-assen. Di-e Gestaltungssatzung sol1 dazu dienen, daß das vorhandene

ortsbild in der stddtebaulichen Weiterentwicklung weitgehend erhalten bleibt.

Der Entwurf der Gestaltungssatzung soll so rechtzeitig als Satzung beschlossen

werden, daß die öffentliche Bekanntgabe mit der B,ekanntgabe der Genehmignrng

des Bebauungsplanes zusammenfäIlt. Daher sind dre beabsichtigten Gestaltungs-

vorschriften in den Bebauungsplan nachrichtlich übernommen worden.

Innerhalb des Plangebietes sind keine Baudenkmäler vorhanden. Im Beteiliqungs-

verfahren nach S 2 Abs.5 BBauG ist dies vom Amt firr Denkmalpflege rn I'tlinster

festgesteflt worden. Es entfäIlt daher die Kennzeichnr.rng von Bapdenkmälern.

Der Bebauungsplanentwurf enthäIt einen Hinweis, falJ-s bei Bocleneingriffen Boden-

denkmäler entdeckt werden, diese unverzüglich bei der Stadt oder dem Amt für

Archäologie in Münster und olpe anzuzergen. Dieser Hinweis solf dazu drenen,

daß die Grundstückseigentt-rmer auf die Meldepfli-cht hrngewiesen werden.

Im gesarnten Plangebiet sind die Erschließungsanlagen hergestellt. Sre sind in

einem ordnungsgemäßen Zustand, so daß die Stadt nicht beabsichtigt, rn naher

Zukunft in die Erschließungsflächen zusätzlich zu investieren. Die Wasserver-

sorgung wird durch die Stadt Winterberg srchergestefl-t. Die anfallenden Abwasser

werden in die Kläranlage "Orketal" der Stadt abgeleitet. Die Stromversorgrung

wird durch die VEW sichergestellt. Der Hausmülf wird durch die Stadt Winterberg



wcichentlich eingesammelt und an der Umschlagstation rn Winterberg dem Hochsau-

erlandkreis zur Endlagenrng übergeben. Der Hochsauerlandkreis unterhäIt i-m

Stadtbereich l,Jinterberg und seinen angrenzenden Gebieten keine Deponie für

Bodenaushub und Bauschutt. Für die Stadt Winterberg besteht jedoch die Mog-

lichkeit, auf Deponien, die durch Unternehmen betrieben werden,sowohl Boden-

aushub wie auch Bauschutt endzulagern. In der Gemarkung Wiemeringhausen unmit-

telbar an der Gemarkungsgrenze Nj-edersfeld ist eine Deponie genehmigt worden.

\-*:4ernehmer ist die Tiefbaufirma Eickmann. In Silbach wird eine genehmigte

Deponie durch die Mitteldeutsche Hartstein-Industrie unterhalten. Im Stadt-

teil Züschen, Gebiet "ThäIer", und dem Stadtteil Winterberg, "Bodensee", werden

zur Rekultivierung erhebliche Aushubnassen benötigt. Für beide Rekultivierungs-

maßnahmen liegen die Zustimmunqen des Regierungspräsidenten vor.
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Meschede im Januar 1 986Winterberg'

HOCHSAUERT"ANDKREIS

Amt für Iteisplanung und Hochbau
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